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1953 


Drudesache 2106 


Der Bundesminister für Verkehr 

StB 1 - Bvsi - 18 Bd 56 


Bonn, den 15. Februar 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verkehrsgefährdung am Autobahnübergang über 
das Wiedbachtal 

Bezug; Kleine Anfrage 225 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2057 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu Frage 1 

In den letzten 5 Jahren seit Wiederherstellung einer Fahrbahn der 
kriegszerstörten Wiedbachtalbrücke an der Jahreswende 1949/1950 
haben sich im Bereich dieses Streckenabschnittes ingesamt 461 Un- 
fälle ereignet; davon sind von der zuständigen Straßenmeisterei 372 
Unfälle im einzelnen erfaßt worden. In diesen 5 Jahren werden 
zweckmäßig folgende, durch die Bauarbeiten bedingte Zeitabschnitte 
unterschieden: 

1. Vom 2. Januar 1950 bis 12. Dezember 1953 

Zustand: 2-spurIge Behelfsbrücke in der Fahrbahn 
Köln — Frankfurt mit Gegenverkehr 
Gesamtzahl der erfaßten Unfälle = 144 

2. Vom 18. Dezember 1953 bis 2. Februar 1955 

Zustand: 2-spurige Behelfsbrücke für die Fahrtrichtung 
Köln — Frankfurt und 2-spurige wiederherge- 
stellte endgültige Brücke für die Fahrtrichtung 
Frankfurt — Köln 

Gesamtzahl der erfaßten Unfälle = 75 

3. Vom 3. Februar 1955 bis 1, Dezember 1955 

Zustand: 2--spurige wiederhergestellte endgültige 

Brücke in der Fahrbahn Frankfurt — Köln mit 
Gegenverkehr 

Gesamtzahl der erfaßten Unfälle = 133 
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4. Vom 2. Dezember 1955 bis 31. Januar 1956 

Zustand: Brücke im ganzen fertiggestellt, 

mit getrennten Fahrbahnen für beide Fahrt- 
richtungen 

Gesamtzahl der erfaßten Unfälle = 20 

Da bei den aufgeführten Zeitabschnitten starke Unterschiede hin- 
sichtlich der Zeitspanne, der Verkehrsbelastung und der Verkehrs- 
bedingungen bestehen, ist ein Vergleich der Unfallzahlen nur bedingt 
möglich. Bemerkenwert sind folgende Tatsachen: 

a) Etwa der Unfälle ereignen sich auf der Talfahrt, V 4 auf der 
Bergfahrt, wobei die nördliche und südliche Gefällstrecke etwa 
die gleichen Unfallzahlen aufweisen. 

b) Der größere Teil der Unfälle hat sich bei schönem Wetter und 
guter Sicht ereignet, während bei Regen und Nebel — nicht bei 
Schnee und Glatteis — weniger Unfälle entstanden sind; das 
dürfte auf vorsichtigeres Fahren zurückzuführen sein. 

c) Die meisten Unfälle traten beiderseits des Wiedbachtales jeweils 
in den oberen Dritteln der 5,55 V^igen Gefällstrecke auf. Eine 
Häufung von Unfällen auf der Wiedbachtalbrücke selbst war 
auch in den Zeiträumen nicht festzustellen, in denen nur eine 
Brückenfahrbahn zur Verfügung stand und diese im Gegenver- 
kehr befahren wurde. 

d) Der Anteil des Lkw-Verkehrs am Gesamtverkehr liegt auf dieser 
Strecke bei über 30 v. H. Eine Prüfung der Verursacher der Unfälle 
zeigte, daß die Lastkraftwagen nahezu dreimal soviel Unfälle 
verursachten wie Pkw und Motorräder. 

Zu Frage 2 

Wegen des kurzen Zeitraumes, der erst seit der Inbetriebnahme der 
zweiten Brückenfahrbahn vergangen ist, läßt sich die Frage, ob eine 
fühlbare Verminderung der Verkehrsunfälle eingetreten ist, noch 
nicht eindeutig beantworten. Bei der Betrachtung der Unfallzahlen 
muß berücksichtigt werden, daß die Unfälle im Winter durch Schnee 
und Glatteis in der Regel zunehmen. Wird der Zeitabschnitt 2 (1954), 
in dem zwei Fahrbahnen für den Verkehr* voll zur Verfügung stan- 
den, mit Zeitabschnitt 3 (1955), in dem vorübergehend wieder nur 
eine Fahrbahn im Gegenverkehr benutzt werden mußte, verglichen, 
so zeigt sich, daß die absolute Unfallhäufigkeit beim Verkehr auf 
zwei getrennten Richtungsfahrbahnen um etwa 70 v. H. kleiner 
gewesen ist. 

Zu Frage 3 

Im gesamten Netz der Bundesautobahnen gibt es auch andere Ab- 
schnitte mit noch größeren und längeren Gefäll- oder Steigungs- 
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Strecken. Da die Anzahl der Unfälle aber in erster Linie von der 
Verkehrsdichte und der Verkehrszusammensetzung abhängig ist, 
ereignen sich auf verkehrsschwachen Strecken und bei geringerem 
Lkw-Anteil relativ weniger Unfälle. Vergleiche können an sich des- 
halb nur zwisdien gleichartigen Strecken gezogen werden. Ein ver- 
gleichbarer Abschnitt befindet sich auf derselben Autobahn Köln — 
Frankfurt am Elser Wald in der Nähe von Limburg. Die absolute 
Unfallhäufigkeit auf der dortigen zweibahnigen Autobahn war etwa 
gleichhoch wie auf dem Wiedbachtalabschnitt bei Vorhandensein nur 
einer Fahrbahn der endgültigen Brücke mit Gegenverkehr. Sie lag 
um etwa 70 v. H. höher als im Wiedbachtalabschnitt im Jahre 1954 
bei zwei Richtungsfahrbahnen. 

Im Zuge der Autobahn Karlsruhe — Stuttgart — Ulm weisen z. B. die 
Absdmitte bei Karlsruhe, im Pfinztal und Enztal bei Pforzheim und 
bei Aichelberg und Drackenstein (Albaufstieg) bei geringerem Ver- 
kehr und teilweise stärkeren und längeren Gefällstrecken eine we- 
sentlich größere absolute Unfallhäufigkeit auf. 

Zu Frage 4 

Die Ausgaben für die Wiedbaditalbrücke betragen von der Wäh- 
rungsreform bis heute 12 153 000 DM. 

Zu Frage 5 

Mit den bisherigen baulichen Maßnahmen ist der Zustand wieder- 
hergestellt worden, der vor der Zerstörung der Wiedbachtalbrücke 
im Jahre 1945 bestand. Gegenüber früher etwa 500 Fahrzeugen/ 
24 Std. betrug der Verkehr nach der Verkehrszählung des Jahres 
1952/53 im. Mittel 6400 Fahrzeuge 24 Std. und 1955 11 500 Fahr- 
zeuge/24 Std. mit Tage^spitzen bis zu 18 800 Fahrzeugen. Der vor- 
handene Autobahn-Querschnitt am Übergang über das Wiedbachtal 
mit zwei durch Mittelstreifen getrennten Richtungsfahrbahnen von 
je 7,50 m Breite reicht aber auch für einen noch stärkeren Verkehr 
aus, so daß an und für sich zusätzliche bauliche Maßnahmen nicht 
notwendig sein sollten. 

Für die verkehrspolizeilichen Maßnahmen am Wiedbachtalübergang 
ist das Land Rheinland-Pfalz zuständig. Es bemüht sich, durch eine 
sorgfältig überlegte Verkehrsbeschilderung die Fahrzeugführer auf 
die Gefahren dieser Gefällstrecke hinzuweisen, und hat besondere 
Gebote zu einem verkehrsgerechten Verhalten erlassen. Es ist eine 
gleidiartlge Beschilderung in beiden Richtungen der Wiedbachtal- 
brücke angebracht. Sie beginnt für die Richtung Frankfurt — Köln 
mit einem großen viereckigen Schild „Wiedbachtalbrücke 3000 m‘‘ 
und einem zusätzlichen Warnzeichen „Achtung, Gefahrenstelle“. So- 
dann folgt das Warnzeichen ,, Achtung, Gefälle 2330 m‘k Die Fahrer 
von Lastkraftwagen und Omnibussen werden in deutscher, eng- 
lischer und französischer Spradie aufgefordert, den kleinen Gang 
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einzulegen. Kurz darauf ist ein Verkehrszeichen angebracht, das den 
Führern von Omnibussen und Lastkraftwagen über 3,5 t auf 4200 m 
verbietet, schneller als 40 km je Stunde zu fahren. Das nächste Ver- 
kehrszeichen enthält ein Überholverbot für Führer von Omnibussen 
und Lastkraftwagen über 3,5 t auf eine Länge von 6500 m. Dieses 
Überholverbot wird nach 2 km wiederholt; durch ein Zusatzschild 
wird darauf hingewiesen, daß es noch für 4 500 m Geltung hat. Am 
Ende der Gefahrenstrecke werden zunächst die Geschwindigkeits- 
beschränkung und dann das Überholverbot wieder aufgehoben. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat zur Wiedbachtalbrücke ein ständiges 
Polizeikommando abgestellt, das 9 Mann umfaßt und mit Polizei- 
funk ausgerüstet ist. Außerdem sind 2 Streifenkommandos aus dem 
Bezirk Koblenz angewiesen, das Polizeikommando an der Wiedbach- 
talbrücke zu unterstützen. Die Verkehrsverwaltung des Landes 
Rheinland-Pfalz führt von Zeit zu Zeit an Ort und Stelle Bespre- 
chungen durch, zu denen sie auch Vertreter der Kraftfahrverbände 
hinzuzieht, um zu prüfen, in welchem Ausmaß die laufenden Maß- 
nahmen noch weiter verbessert werden können. 

Zu Frage 6 

Eine grundsätzliche Veränderung der Gefällverhältnisse im Bereich 
des Wiedbachtalüberganges Im Zuge der vorhandenen Strecke ist 
nicht möglich, da hierzu Brückenbauwerke notwendig würden, die 
nach Länge und Höhe derart hohe Kosten verursachen, daß ihre 
Verwirklichung volkswirtschaftlich nicht vertreten werden könnte. 
Die Möglichkeiten von sonstigen baulichen Änderungen im Bereich 
des Wiedbachtalüberganges werden z. Z. noch im einzelnen unter- 
sucht. Für den Pkw-Verkehr sind solche nicht notwendig; bauliche 
Änderungen kommen nach der Gefahrenlage nur für den Lkw-Ver- 
kehr in Betracht. 

a) So könnte z. B. in Betracht gezogen werden, für den Lkw-Ver- 
kehr eine von der Autobahn getrennt geführte Umleitung durch 
das Wiedbachtal mit zwar geringeren Steigungen aber dafür grö- 
ßerer Länge, größerem verlorenen Gefälle und kleineren Krüm- 
mungshalbmessern zu planen. Ergebnisse entsprechender, bereits 
seit längerem angeordneter Untersuchungen liegen z. Z. noch 
nicht vor. Der Kostenaufwand für eine solche Umfahrung dürfte 
bei schätzungsweise 40 bis 50 Mio DM liegen, die nur aufzuwen- 
den sind, um den Pkw-Verkehr vor den besonderen Unfall- 
gefahren zu schützen, die hier der gemischte Verkehr mit Lkw 
mit sich bringt. 

b) Von der Hinzufügung einer besonderen 3. Fahrspur (sogenann- 
ten Kriechspur) in der Tal- und Bergfahrt nur für Lkw könnte 
vielleicht eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit dieses Abschnit- 
tes durch flüssigere Verkehrsabwicklung und damit auch eine 
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Verminderung der Unfälle erwartet werden; über ihren Umfang 
läßt sich allerdings nichts Voraussagen. Die Kosten hierfür liegen 
schätzungsweise bei 20 Mio DM. 

c) Sonstige Maßnahmen zur Einschränkung der Unfallgefahr kön- 
nen aber vor allem von der Fahrzeugseite her vorgesehen wer- 
den; dabei ist die Frage, ob die Bremsanlagen der Kraftfahrzeuge 
als ausreichend anzusehen sind, eine der wichtigsten. Die aus- 
reichende Bemessung der Bremsanlage wird durch die für alle 
Kraftfahrzeuge vorgeschriebene Allgemeine Betriebserlaubnis, die 
aufgrund der sogenannten Typprüfung durch einen amtlich aner- 
kannten Sachverständigen erteilt wird, gewährleistet. Bei ord- 
nungsgemäßer Wartung und Bedienung bleibt die Wirksamkeit 
der Anlage erhalten. Sie wird in gewissen Abständen überwacht 
durch Überprüfung der Fahrzeuge nach § 29 der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung. Die der BOKraft unterliegenden 
Fahrzeuge (Omnibusse usw.) sind darüber hinaus noch strengeren 
Überwachungsvorschriften unterworfen. 

Die Bremsen der schweren Kraftfahrzeuge liegen wegen ihrer 
hohen thermischen Belastung an der Grenze ihrer Wirksamkeit. 
Daher ist zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in dem dem Bun- 
desrat z. Z. vorliegenden Entwurf für eine Änderungsverord- 
nung zur Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung für diese schwe- 
ren Fahrzeuge eine dritte zusätzliche Bremse vorgesehen. Diesem 
Ziel dient die im gleichen Rechtsverordnungsentwurf in Aussicht 
genommene Mindestleistung von 6 PS je Tonne, die einem aus- 
reichenden Beschleunigungsvermögen zugute kommt, jedoch auch 
durch die damit erzielbare Schleppleistung des Motors eine ent- 
sprechende Verbesserung der Bremsleistung zur Folge hat. 

Zu Frage 7 

Die Maßnahmen zu Frage 6 konnten bisher noch nicht veranlaßt 
werden. Für etwaige straßenbauliche Maßnahmen sind die Vor- 
erhebungen und Untersuchungen nodi nicht abgeschlossen. Die Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Bremsleistungen können erst nach 
Verabschiedung des Rechts Verordnungsentwurfs durch den Bundes- 
rat in Kraft treten. Mit der Verabschiedung ist noch im Februar 
1956 zu rechnen. 


Dr.-Ing. Seebohm 
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